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Regeste

Strafverfahren; amtliche Verteidigung | Strafprozess

Erwägungen

E. 1
Das Bundesgericht prüft seine Zuständigkeit und die weiteren Eintretensvoraussetzungen
von Amtes wegen ( Art. 29 Abs. 1 BGG ) und mit freier Kognition ( BGE 147 I 268 E. 1
mit Hinweisen).

E. 1.1
Der angefochtene Entscheid stellt einen selbstständig eröffneten Zwischenentscheid über
ein Ausstandsbegehren dar, in welchem die Vorinstanz nach Art. 59 Abs. 1 lit. b i.V.m. Art.
380 StPO als einzige kantonale Instanz entschieden hat ( Art. 80 BGG ). Dagegen steht die
Beschwerde in Strafsachen nach Art. 78 Abs. 1 und Art. 92 BGG grundsätzlich offen ( BGE
149 I 153 E. 1 mit Hinweisen). Es gilt allerdings zu beachten, dass die Beschwerdeführerin
den Zwischenentscheid in Bezug auf die Frage eines allfälligen Ausstands des
verfahrensleitenden Staatsanwalts ausdrücklich nicht angefochten hat. Strittig ist vor
Bundesgericht einzig die vorinstanzliche Abweisung des Gesuchs um Beiordnung eines
amtlichen Rechtsbeistands für das Ausstandsverfahren.

E. 1.2
Vom Grundsatz, dass sich das Bundesgericht mit jeder Angelegenheit wenn möglich nur
einmal befassen soll ( BGE 148 IV 155 E. 1.1; 143 III 290 E. 1.3), sieht das Gesetz
Ausnahmen vor, namentlich mit Bezug auf Zwischenentscheide über die Zuständigkeit und
den Ausstand, die als solche angefochten werden können und müssen, da im Rahmen der
Anfechtung des Endentscheids nicht mehr darauf zurückgekommen werden kann ( Art. 92
BGG ). Dem liegt der Gedanke zugrunde, dass es prozessökonomische Gründe, der
Grundsatz von Treu und Glauben sowie die Parteiinteressen gebieten, vorgängig über
Fragen zur Zuständigkeit einer Behörde oder ihrer ordnungsgemässen Besetzung endgültig
zu entscheiden, bevor das Verfahren weiter geführt wird ( BGE 138 III 94 E. 2.1 mit
Hinweisen). Werden demgegenüber im Rahmen eines Zwischenentscheids über ein
Ausstandsbegehren einzig die Kostenfolgen beanstandet, findet die Ausnahmeregelung
nach Art. 92 BGG keine Anwendung. Die Anfechtbarkeit richtet sich vielmehr nach Art. 93
BGG ( BGE 143 III 416 E. 1.3; 138 III 94 E. 2; Urteil 2C_1054/2017 vom 15. Mai 2018 E.
1.3; je mit Hinweis[en]).

E. 1.3
Angesichts dieser Grundsätze kommt ein Eintreten vorliegend nur unter den
Voraussetzungen von Art. 93 Abs. 1 lit. a BGG in Frage. Die Beschwerdeführerin äussert



sich nicht dazu, aus welchem Grund ihr durch das abgewiesene Gesuch um Gewährung der
amtlichen Verteidigung für das vorinstanzliche Ausstandsverfahren ein nicht wieder
gutzumachende Nachteil im Sinne dieser Bestimmung erwachsen sollte. Das ist mit Blick
auf die Rechtsprechung auch nicht ersichtlich. Zwar haben Zwischenentscheide, in denen
die amtliche Verteidigung oder die unentgeltliche Rechtspflege verweigert werden, gemäss
der bundesgerichtlichen Rechtsprechung in der Regel einen nicht wieder gutzumachenden
Nachteil rechtlicher Natur zu Folge ( BGE 133 IV 335 E. 4, 129 I 129 E. 1.1; Urteil
1B_162/2020 vom 21. Oktober 2020 E. 2.1). Wenn das Beschwerdeverfahren - wie
vorliegend - jedoch bereits abgeschlossen ist, der Rechtsbeistand seine Arbeit mithin bereits
getan hat, droht der beschwerdeführenden Person aufgrund der Verweigerung der
unentgeltlichen Rechtspflege bzw. der amtlichen Verteidigung nicht mehr die Gefahr, dass
sie ihre Rechte nicht wahrnehmen kann. In solchen Fällen kann daher allein aus der
Tatsache, dass ein Entscheid die amtliche Verteidigung bzw. die unentgeltliche
Prozessführung betrifft, nicht auf einen nicht wieder gutzumachenden Rechtsnachteil
geschlossen werden ( BGE 139 V 600 E. 2.3; Urteile 6B_3/2021 vom 24. Juni 2022 E. 6.1;
1B_9/2018 vom 29. Januar 2018 E. 1.2; je mit Hinweisen). Vielmehr geht es bei solchen
Zwischenentscheiden einzig noch um die Frage, wer das Honorar des Rechtsbeistands bzw.
der Rechtsbeiständin zu bezahlen hat. Soweit die Vorinstanz die amtliche Verteidigung für
das Beschwerdeverfahren verweigerte, wird die Beschwerdeführerin den angefochtenen
Zwischenentscheid vom 28. September 2022 daher zusammen mit der Beschwerde gegen
den Endentscheid anfechten können ( Art. 93 Abs. 3 BGG ; BGE 139 V 600 E. 2.3; Urteil
6B_3/2021 vom 24. Juni 2022 E. 6.1). Die Beschwerde erweist sich damit als unzulässig,
weshalb nicht darauf einzutreten ist.

E. 2
Bei diesem Verfahrensausgang sind die Kosten des bundesgerichtlichen Verfahrens der
Beschwerdeführerin aufzuerlegen ( Art. 66 Abs. 1 und 3 BGG ). Mit Blick auf den
Umstand, dass vorliegend bereits die Eintretensvoraussetzungen nicht erfüllt sind, muss die
Beschwerde der anwaltlich vertretenen Beschwerdeführerin als aussichtslos qualifiziert
werden. Das Gesuch um Gewährung der unentgeltlichen Rechtspflege und
Rechtsverbeiständung ist demnach abzuweisen ( Art. 64 Abs. 1 BGG ). Der angespannten
finanziellen Situation der Beschwerdeführerin ist mit reduzierten Gerichtskosten Rechnung
zu tragen ( Art. 65 Abs. 2 BGG ).

Export aus OpenCaseLaw (CC0). Verbindlich ist allein der vom erlassenden Gericht veröffentlichte
Originaltext. Quellen-URL siehe oben.


